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as ehemalige Landespfle-
geheim, das sich die
Hauptstraße entlang am

Stadtrand von Kindberg in der
Obersteiermark schmiegt, ist von
der Schnellstraße S6 aus nicht zu
übersehen. Will man sich dem
zweiteiligen Komplex nähern, ver-
sperren zwei Meter hohe Bauzäu-
ne den Zugang zum Gelände. Seit
2017 ist das Gebäude verlassen.
Seine letzten Bewohner, rund 200
pflegebedürftige Personen, muss-
ten aufgrund des baufälligen Zu-
stands ausziehen. In Kindberg
weiß derzeit fast niemand, wie es
im Inneren des Gebäudes aus-
sieht. Doch jeder glaubt zu wis-
sen, wie es im kommenden Jahr
aussehen wird. Die Bewohner der
Kleinstadt befürchten, dass es
zum Asyl-Massenquartier wird.

Anstatt der Pflegebetten wür-
den schon bald Stockbetten im
ehemaligen Heim stehen, so der
Tenor. Die Kindberger sind sich
sicher, dass junge Männer aus Af-
ghanistan und Syrien bald durch
den revitalisierten Stadtkern zie-
hen werden. Bei einer Gemeinde-
ratsitzung habe eine ältere Frau
geäußert, Angst um ihr Leben zu
haben, erzählt Bürgermeister
Christian Sander (SPÖ) der „Wie-
ner Zeitung“. Das Innenministeri-
um will beruhigen und spricht
von einer Unterkunft für Perso-
nen mit besonderem medizini-
schen Betreuungsbedarf aufgrund
eingeschränkter Mobilität oder ei-
nem Pflegeanspruch für maximal
250 Personen. Dazu wäre man in
Kindberg auch bereit, heißt es in
der Gemeinde. Doch niemand
glaubt dem Innenministerium.

Der Fall offenbart einen Teu-
felskreis im österreichischen
Asylsystem. Wechselnde Zustän-
digkeiten im Laufe eines Asylver-
fahrens sorgen für Misstrauen
und Unmut. Zwischen Bund und
Ländern vereinbarte Quoten wer-
den aktuell nur von Wien und
dem Burgenland erfüllt, die Bun-
desquartiere gehen derweil über,
da Asylwerber über den Zeitraum
ihres Zulassungsverfahrens in
den Unterkünften der Bundesbe-
treuung (BBU) stecken und die
BBU zwingen, ständig neue Quar-
tiere zu suchen.

Viele Gerüchte,
wenig Stichhaltiges

Über den Zustand des 122 Jahre
alten Gebäudes in Kindberg gibt
es zuhauf Gerüchte. Verifizieren
lässt sich wenig. Umbauarbeiten
machen laut BBU einen Lokalau-
genschein unmöglich. Grüne
Holzjalousien verhindern einen
Blick ins Innere. Aus diversen
Quellen erfährt die „Wiener Zei-
tung“, dass das Haus nach dem
Auszug der Bewohner zunächst
sich selbst überlassen wurde. Bet-
ten, Aktenschränke und sogar
Medikamente wurden zurückge-
lassen, die Heizung ist kaputt.

In den Jahren des Leerstands
haben Diebe Kupferkabel aus dem
Gebäude gerissen. „Der Keller ist
die perfekte Location, um einen
Horrorfilm zu drehen“, sagt eine
Person, die vor wenigen Monaten
mehrmals im Gebäude war. Der
neuere Trakt ist besonders reno-
vierungsbedürftig, beim Altbau
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ist man mit den Arbeiten weiter.
Im Jänner soll das Erdgeschoß für
Flüchtlinge beziehbar sein, das
Obergeschoß wird parallel weiter
renoviert. Der angeblich desolate
Zustand des Heimes dient man-
chen Gegnern des Asylheims als
Argument ihres Widerstandes. So
auch dem stellvertretenden SPÖ-
Klubobmann Jörg Leichtfried, der
aus der Region stammt.

Am 4. November demonstrier-
ten Leichtfried, alle im Kindber-
ger Gemeinderat vertretenen Par-
teien sowie der steirischen FPÖ-
Chef Mario Kunasek gegen das
Asylheim. Zur „Wiener Zeitung“
sagt Leichtfried zu seinem Auf-
tritt: „Meine Teilnahme an der
Protestaktion in Kindberg richtete
sich gegen die Art der Unterbrin-
gung in einem desolaten Massen-
quartier. Das ändert nichts an
meiner Ablehnung zur hetzeri-
schen Politik der FPÖ.“ Ein Bild
der Lage von innen des Heims
machte sich Leichtfried nicht.

An der Renovierung des Hei-
mes wollte sich keine Kindberger
Firma beteiligen. Entsprechende
Angebote wurden abgelehnt. Zu
groß ist die Angst, den Zorn der
bereits aufgebrachten Bevölke-
rung auf sich zu ziehen.

„Die Gemeinde mit ihren 8.500
Einwohnern wurde vor den Kopf
gestoßen“, sagt Bürgermeister
Sander verärgert. Er kritisiert,
dass niemand die Lokalpolitiker
vorab über die Pläne informiert
habe.

Den Gemeinden kommt im
Asylsystem keine unmittelbare
Entscheidungsbefugnis zu. Für

die Versorgung von Flüchtlingen
sind zunächst der Bund und nach
Verfahrenszulassung die Länder
verantwortlich, die in der Praxis
meist private Angebote koordinie-
ren, zum Beispiel ein Heim der
Caritas.

Kindberg hat es verpasst, das
leere Pflegeheim zu erwerben.
Obwohl es eine Vielzahl von
Ideen für eine Nachnutzung gab.
Stattdessen sicherte sich eine
Grazer Immobiliengesellschaft
das Gebäude, und diese trat dann
an den Bund heran und bot das
Haus als mögliches Asylquartier
an. Nach einigen Prüfinstanzen
wurde im September 2022 der
Mietvertrag für fünf Jahre unter-
zeichnet. Aufgrund seiner voran-
gegangenen Nutzung sei das Ge-
bäude ideal für die Betreuung vul-
nerabler Gruppen, argumentiert
die BBU. Die Asylwerber sollen
dort nur für die Dauer des Zulas-
sungsverfahrens im Heim unter-
gebracht werden – das Innenmi-
nisterium rechnet mit einem Zeit-
raum von etwa zwei Wochen.

In Kindberg finden sich beina-
he keine Befürworter für den
Plan. Statt der vom Innenministe-
rium avisierten 250 Asylwerber
mit Betreuungsbedarf, die die Ge-
meinde auch aufzunehmen bereit
wäre, rechnet man in Kindberg
mit einem Massenquartier für
500 bis 1.000 Asylwerber. Ausrei-
chend Platz dafür wäre im Heim
nämlich gegeben. Den Verspre-
chungen des Innenministeriums
glaubt man nicht. Ähnliche
Schicksale aus anderen Gemein-
den haben die Skepsis in Kind-

berg wachsen lassen. Im 20 Kilo-
meter entfernten Steinhaus wur-
den in einem ebenfalls von der
BBU geführten Quartier 250 Per-
sonen untergebracht – bei aber
nur 800 Einwohnern im Ort.

Innenministerium hält
an Plänen fest

Auf Nachfrage der „Wiener Zei-
tung“ versichert die BBU, dass in
Kindberg nicht mehr als die pro-
pagierten 250 Flüchtlinge unter-
gebracht werden. Das Pflegeper-
sonal für die Betreuung der Asyl-
werber will man in der Region re-
krutieren. Eine Überbelastung
der Gemeinde, des Heimes oder
des kommunalen Pflegewesens
schließt man aus. Das Argument,
der Bund habe die Gemeinde
übergangen, wird dementiert. An-
gebotene Informationsveranstal-
tungen seien von der Gemeinde
Kindberg abgelehnt worden.

Einer, der das Misstrauen der
Kindberger verstehen kann, ist
der Traiskirchner Bürgermeister
Andreas Babler, der in seiner
Stadt das größte Flüchtlingslager
des Landes beherbergt. Verspre-
chungen und Zusicherungen von-
seiten des Innenministeriums wä-
re „gar nicht“ zu trauen, so Ba-
bler. Ankündigungen des Innen-
ministers, unabhängig von dessen
Namen, entpuppten sich in die-
sem Zusammenhang in den ver-
gangenen Jahren oft als heiße
Luft. Auch in Traiskirchen sind
mehrere Asylwerber unterge-
bracht, deren Zulassungsverfah-
ren bereits abgeschlossen ist. 

Die Kindberger betonen, man
sei nicht per se gegen die Aufnah-
me von Flüchtlingen, nur ein
Massenquartier wolle und könne
man nicht stemmen. Grundsätz-
lich ist nicht vorgesehen, dass in
Einrichtungen des Bundes Perso-
nen länger betreut werden. Wenn
die Frage der Zulassung zum
Asylverfahren geklärt ist, sind die
Länder in der Pflicht. Aber sieben
Länder, auch die Steiermark, er-
füllen die Quote nicht. Finden die
Länder weiterhin zu wenige Quar-
tier, muss die BBU selbst neue
finden. Oder bestehende erwei-
tern. Wie dann zum Beispiel das
Asylheim in Kindberg. ■

Wie verlorenes Vertrauen
das Asylsystem belastet

Ein Lokalaugenschein in Kindberg offenbart die Schwächen in der Flüchtlingsverteilung.

Von Tobias Kurakin

Der stv. SPÖ-Klubobmann Jörg Leichtfried bei der Demonstration gegen das Asylheim gemeinsam
mit dem steirischen FPÖ-Chef Marion Kunasek und allen Gemeinderatsparteien. Foto: Michael Maili
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ÖVP-Ermittlungen. Am Freitag
gelangte das mutmaßliche Proto-
koll der Befragung von Ex-Bun-
deskanzler Sebastian Kurz durch
die WKStA an die Öffentlichkeit.
Darin versucht Kurz, die Glaub-
würdigkeit seines Ex-Vertrauten
Thomas Schmid infrage zu stel-
len. „Was er sagt, ist nicht die Bi-
bel, sondern seine Aussage ent-
spricht in vielen Bereichen nicht
der Wahrheit“, wird Kurz zitiert.
Ablehnend reagierte er auf die
Frage der Staatsanwaltschaft, ob
er mit dem aufgezeichneten Tele-
fonat „und derartigen Suggestiv-
fragen“ den Mitbeschuldigten
Schmid beeinflussen wollte.

Corona. Die 3G-Regel für Besu-
cher und Mitarbeiter in Spitälern,
Kuranstalten beziehungsweise Al-
ten- und Pflegeheimen dürfte
demnächst fallen. Das sieht laut
„Salzburger Nachrichten“ ein Ent-
wurf zu einer Novelle der Covid-
19-Basismaßnahmenverordnung
vor. Weiter aufrecht bleiben soll
dagegen die Maskenpflicht in die-
sen Einrichtungen. Einzelne Bun-
desländer dürfen wie bisher
strengere Maßnahmen vorsehen.

Salzburg. Die FPÖ-Salzburg hat
ihre Kandidatenliste für die im
April 2023 stattfindende Land-
tagswahl präsentiert. Spitzenkan-
didatin und Landesparteichefin
Marlene Svazek geht von einem
Dreikampf mit ÖVP und SPÖ um
Platz eins aus. „Ich halte das für
so realistisch wie nie zuvor“, sag-
te sie.

Missbrauch. Ein Forschungspro-
jekt in Tirol hat sich intensiv mit
Missbrauchsfällen in konfessio-
nellen Heimen seit 1945 ausein-
andergesetzt. Anlass waren be-
kannt gewordene Missstände im
Mädchenheim in Martinsbühel in
Zirl. Nun nahmen die Forschen-
den Ina Friedmann und Friedrich
Stepanek sieben Heime unter die
Lupe und führten dafür 75 Inter-
views. In einem 400 Seiten lan-
gen Bericht schildern Betroffene
Missbrauch, Gewalt und Demüti-
gungen. Eine betroffene Person
bezeichnete die Einrichtung etwa
als „Gefängnis“ mit wenig Kon-
takt zur Außenwelt in dem man
„nicht selbstständig denken oder
eine Meinung haben durfte“. Aus
den Interviews kam zudem her-
vor, dass Opfer stets die Angst be-
gleitete, dass man ihnen nicht
glauben würde, nun würden sie
sich eine Anerkennung durch
kirchliche Stellen erwarten.

Gemeinden. Die SPÖ hat am Frei-
tag ein Hilfspaket für Gemeinden
verlangt. Zusätzliche Unterstüt-
zung sei notwendig, um etwa die
Energiepreise zu bewältigen und
soziale Infrastruktur aufrechter-
halten zu können. Eine Resolution
an die türkis-grüne Bundesregie-
rung umfasst auch die Forderung
nach einem Gaspreisdeckel. Ein
„Finanzkollaps in den Gemeinden
muss verhindert werden“, sagte
SPÖ-Chefin Pamela Rendi-Wagner
in einer Pressekonferenz in Pot-
tendorf (Bezirk Baden).

Rechnungshof. Die Klimafitness
der Wälder in Österreich muss ge-
zielt gefördert werden. Zu diesem
Schluss kommt der Rechnungshof
in einem Bericht. Er empfahl, För-
deranreize zu schaffen, um die
Widerstandsfähigkeit der Wälder
zu erhöhen. Im Forstgesetz 1975
wird die Bedeutung der Wälder
und deren Leistung für den Kli-
maschutz nicht ausdrücklich be-
rücksichtigt“, bemängelt der
Rechnungshof.

Kurz notiert
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